
 

 
 
 

 
Anschrift: Rathausstraße 2, 53332 Bornheim, Tel: (02222) 945-100, Fax: (02222) 945-400  

E-Mail: wolfgang.henseler@stadt-bornheim.de 

 
 
 
 
 
 
Stadt Bornheim · Postfach 1140 · 53308 Bornheim 

 
 
 
 
 
 
 
 
                                   13.05.2015 
 
 
 
 
Kleine Anfrage gem. § 19 Abs. 1 Geschäftsordnung des Rates 
Ihre Anfrage vom 08.05.2015 betr. Erstattung von Elternbeiträgen aufgrund Streikmaßnahmen in 
städtischen Kindertageseinrichtungen 
 
 
Sehr geehrte Frau Kretschmer, 
 
Ihre kleine Anfrage vom 08.05.2015 betr. Erstattung von Elternbeiträgen aufgrund Streikmaß-
nahmen in städtischen Kindertageseinrichtungen beantworte ich wie folgt: 
 
Frage: 
Entstehen der Stadt Bornheim aufgrund der Streikmaßnahmen in städtischen Kindergärten 
Rückzahlungsansprüche von Elternbeiträgen sofern diese keinen Notfallersatzplatz bekommen 
können?  
 
Eltern entstehen u.U. Kosten für eine alternative Unterbringung  und eine zugesicherte Leistung 
i.S. des Betreuungsvertrages wird von der Stadt Bornheim nicht erbracht.  
 
Antwort: 
Elternbeiträge für die Inanspruchnahme von Kindertageseinrichtungen werden auf der Grundlage 
des § 90 Abs. 1 Satz 1 Ziffer 3 SGB VIII und des § 23 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 5 Satz 1 KiBiz 
NRW in Verbindung mit der Elternbeitragssatzung erhoben. Bei diesen Elternbeiträgen handelt 
es sich um öffentlich-rechtliche Gebühren, die auch bei Schließungszeiten der Kindertagesein-
richtung, z. B. infolge Streiks, anfallen.  
 
Elternbeiträge werden nicht als direkte Bezahlung einer Betreuungsleistung erhoben. Es handelt 
sich vielmehr um einen anteiligen Zuschuss zu den Jahresbetriebskosten für einen Platz in einer 
Kindertageseinrichtung. Der überwiegende Teil der Betriebskosten wird von den Trägern der öf-
fentlichen Jugendhilfe sowie durch das Land getragen.  Die Erhebung von Elternbeiträgen erfolgt 
insofern auch im Falle streikbedingter Schließungszeiten. 
 
Das Innenministerium des Landes Nordrhein-Westfalen hat sich bereits mit der Frage der Erstat-
tung von Elternbeiträgen von Kommunen beschäftigt. Das Ministerium hat mit Erlass vom 17. Juli 
2009 darauf hingewiesen, dass eine Erstattung geleisteter Elternbeiträge bei Nothaushaltskom-
munen oder Kommunen die überschuldet sind oder denen die Überschuldung im Finanzpla-
nungszeitraum droht, nicht geduldet werden kann. Für die auf der Grundlage von Gebührensat-
zungen gem. § 90 Abs. 1 Nr. 3 SGB VIII i. V. m. § 23 KiBiz erhobenen Elternbeiträge gibt es kei-
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ne rechtliche Pflicht zur Rückerstattung der geleisteten Elternbeiträge. Eine solche Erstattung ist 
als freiwillige Leistung zu bewerten. Eine nachträgliche Satzungsänderung ist bei Nothaushalts- , 
überschuldeten oder von Überschuldung bedrohten Kommunen nicht zulässig. Da sich die Stadt 
Bornheim im Haushaltssicherungskonzept befindet, wäre die Rückerstattung der gezahlten El-
ternbeiträge unter diesem Gesichtspunkt nicht zulässig.  
 
Entgelte für die Mittagsverpflegung sind nicht betroffen. Diese werden nur für tatsächliche Inan-
spruchnahmen erhoben. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. Wolfgang Henseler, Bürgermeister 
 
 


